
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 

Versand im P.A,  Art.2 Abs.20/c  Ges.662/96 – Zweigstelle Bozen 
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Seit Herbst vergangenen Jahres ist 
die DPS in eine neue Phase einge-
treten: wir haben unsere Aktivitäten 
nach außen verstärkt und gleichzei-
tig eine intensive programmatische 
Grundlagenarbeit geleistet. Das  Er-
gebnis ist ein stark überarbeitetes 
GRUNDSATZPROGRAMM, das am 
1. März d.J. von der Vollversamm-
lung verabschiedet wurde. Es enthält 
klare Aussagen über Ziele und Inhal-
te und will die DPS gegenüber ihrer 
Zielgruppe eindeutig positionieren.  
Unsere wichtigste Zielgruppe sind 
die kritischen und selbständig den-
kenden Bürgerinnen und Bürger, die 
mit den herrschenden politischen 
Verhältnissen unzufrieden sind. Es 
sind dies Frauen und Männer, die 
sich als mündige Bürger und Steuer-
zahler nicht ernst genommen und 
sich in ihrem Freiraum und in ihrem 
gesellschaftspolitischen Gestal-
tungswillen eingeschränkt fühlen. Sie 
stehen der herrschenden Sammel-
partei zunehmend kritisch gegen-
über, fühlen sich aber zumindest 
zum Teil auch von den bestehenden 
Oppositionsparteien nicht ausrei-
chend vertreten bzw. sind Nichtwäh-
ler. 
Unser Grundsatzprogramm geht von 
einem Menschenbild aus, in dem 
Freiheit und soziale Verpflichtung, 

persönliche Verantwortung und Soli-
darität un-trennbar zusammengehö-
ren. Es baut auf Grundwerten auf, zu 
denen wir uns klar bekennen: es sind 
dies Gleichheit, Solidarität, Selbstbe-
stimmung und Selbstverantwortung 
der und des Einzelnen, Freiheit und 
Demokratie sowie ein Bekenntnis zu 
ökologischer Verantwortung.  
(Eine Zusammenfassung dieses Pa-
piers ist dieser Nummer beigelegt) 
Unsere Politik stellt nicht auf Grup-

pen, Vereine oder Lobbies ab, son-
dern auf das Individuum, das ein 
Recht auf Teilhabe hat. Wir sind es 
Leid, ständig in einer Art Ausnahme-
zustand zu leben, der von der Nei-
gung zur Ausgrenzung und der Ü-
berheblichkeit der „Besseren“ ge-

kennzeichnet ist. Stattdessen sollen 
die einzelnen Menschen ermuntert 
werden, sich mit Freude einzubrin-
gen, um bei der Gestaltung der Zu-
kunft unseres Landes im Rahmen 
einer pluralistischen und demokrati-
schen Gesellschaft aktiv mitzuwir-
ken. Politik wird so verstanden eine 
positive Sache, als Chance und Auf-
gabe, die Gesellschaft konkret mit-
zugestalten.  
Die DPS stellt sich als Reform- und 

Modernisierungspar-
tei dar, die sich 
nicht scheut, heiße 
Eisen aufzugreifen. 
Sie steht der 
Zukunft und dem 
Fortschritt positiv 
gegenüber in dem 
Bewusstsein, dass 
es in erster Linie 
von unserem 

eigenen 
Gestaltungswillen 
abhängt, in wel-
cher Weise sich 

zukünftige 
Entwicklungen auf die Gesellschaft 
auswirken. Die Bremser und Bewah-
rer, die zur Zeit in unserem Land das 
Sagen haben, haben Angst vor Ver-
änderungen, auch wenn sie ständig 
das Wort „Zukunft“ in den Mund 
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nehmen und dabei oft wohl nur an ih-
re eigene denken.  
:DV�VLQG�GLH�%HZHJJU�QGH�XQVH�UHV�+DQGHOQV�"�
Wir von der DPS sehen uns als 
mündige Bürger und Bürgerinnen, 
die als solche das Recht und die 
Pflicht haben, das eigene gesell-
schaftliche und politische Umfeld 
mitzu-gestalten. Wir wollen es nicht 
mehr anderen überlassen, über un-
sere Köpfe hinweg wichtige Ent-
scheidungen zu treffen.  
Außerdem sind wir Steuerzahler und 
wollen nicht nur wissen, was mit un-
serem Geld geschieht, sondern for-
dern auch eine Mitsprache bei der 
Ausgabenpolitik ein. 
Aus diesem Grunde sehen wir es als 
unsere Pflicht an, uns politisch zu 
engagieren und haben uns den 
Rahmen dafür, die DPS, selbst ge-
schaffen. 

,P�+HUEVW������ILQGHQ�ZLHGHU�
/$1'7$*6:$+/(1�VWDWW��

Wir wären keine echte Partei, wenn 
wir uns nicht an politische Wahlen 
beteiligen würden. Wir sind daher 
grundsätzlich bereit, an diesen Wah-
len teilzunehmen. Es ist allerdings 
noch zu früh, um sagen zu können, 
mit wem und in welcher Konstellation 
wir antreten werden. Dies hängt nicht 
zuletzt auch vom neuen Wahlgesetz 
ab, von dem man noch nicht weiß, 
wie es aussehen wird.  
Wir möchten aber schon jetzt klar 
sagen unter welchen Voraussetzun-
gen wir eine diesbezügliche Ent-

scheidung treffen werden und ma-
chen an dieser Stelle unserer Ziel-
gruppe folgendes Angebot: 

:LU�HUNOlUHQ�XQV�JUXQGVlW]OLFK�EHUHLW��XQV�DXI�GHU�%DVLV�XQVHUHV�YRUJHOHJWHQ�*UXQGVDW]SUR�JUDPPV�DQ�GHQ�QlFKVWHQ�/DQG�WDJVZDKOHQ�]X�EHWHLOLJHQ�XQG�I�U�GHQ�(LQ]XJ�LQ�GHQ�/DQGWDJ�]X�NlPSIHQ�XQG�VHW]HQ�KLHUPLW��HLQ�NODUHV�6WDUW]HLFKHQ��
Viel wird  aber von der Reaktion der 
Bürgerinnen und Bürger abhängen. 
Wenn sich eine genügende Anzahl 
von aktiven Mitarbeitern und poten-
tiellen Kandidaten findet und es uns 
gelingt, ausreichende finanzielle Mit-
tel für den Wahlkampf sicher zu stel-
len, sind wir bereit, in den Ring zu 
steigen. Die diesbezügliche Ent-
scheidung wollen wir zum Ende des 
laufenden Jahres treffen, um dann 
ggf. ohne den beim letzten Mal ver-
hängnisvollen Zeitdruck in das Wahl-
jahr zu gehen.  
:LU�IRUGHUQ�GHVKDOE�GLH�NULWLVFKHQ�XQG� IRUWVFKULWWOLFKHQ� 0LWE�UJHULQ�QHQ�XQG�0LWE�UJHU�DXI��]XVDPPHQ�PLW�XQV��GHQ�:HJ�LQ�HLQH�SOXUDOLV�WLVFKH� XQG� GHPRNUDWLVFKHUH� =X�NXQIW�6�GWLUROV�]X�EHVFKUHLWHQ�XQG�XQVHUHP� JHOLHEWHQ� /DQG� QRUPDOH�SROLWLVFKH� 9HUKlOWQLVVH� ]X� YHU�VFKDIIHQ��
Allen die aktiv mitarbeiten wollen, 
stellen wir die DPS als Rahmen zur 
Verfügung, den es gilt mit Leben zu 
erfüllen.  

Karl Berger – Sprecher der '36 
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6HLW����0DL�LVW�HLQ�7HLO�GHV�QHXHQ�,Q�
WHUQHW�$XIWULWWHV�GHU�'36�IUHLJHVFKDO�
WHW��1HEHQ�GHP�*UXQGVDW]SURJUDPP�
3URJUDPP�LQ�KWPO�XQG�]XP�5XQWHU�
ODGHQ�XQG�GHU�9RUVWHOOXQJ�GHV�9RU�
VWDQGHV�VRZLH�HLQHP�NXU]HQ�JH�
VFKLFKWOLFKHQ�$EULVV�EHILQGHW�VLFK�
DXFK�HLQ�1HZV�0RGXO�DXI�GHU�:HE�
VHLWH��GDV��EHU�HLQH�'DWHQEDQN�YRQ�
HLQHP�5HGDNWLRQVNRPLWHH�YRQ�MHGHP�
3&�PLW�,QWHUQHW�$QVFKOX��DXV�JHVWDO�
WHW�ZHUGHQ�NDQQ��'DV�1HZV�0RGXO�
NDQQ�]X�HLQHP�VSlWHUHQ�=HLWSXQNW�LQ�
PHKUHUH�%HUHLFKH�DXIJHWHLOW�ZHUGHQ�
XQG�QHEHQ�GHU�9HUPLWWOXQJ�YRQ�DNWX�
HOOHQ�,QIRUPDWLRQHQ�XQG�%LOGHUQ�DXFK�
$UFKLY�)XQNWLRQHQ�HUI�OOHQ�RGHU�HL�
JHQVWlQGLJH�.DPSDJQHQ�XQWHUVW�W�
]HQ��E]Z��I�U�$QN�QGLJXQJHQ�HLQJH�
VHW]W�ZHUGHQ��(V�EHVWHKW�GLH�0|J�
OLFKNHLW��,QWHUHVVHQWHQ�XQG�0LWDUEHL�
WHUQ�GHQ�=XJDQJ�]X�YHUVFKLHGHQHQ�
'DWHQEDQNHQ�]X�|IIQHQ��VRGDVV�DN�
WXHOOH�,QIRUPDWLRQHQ�]X�IHVWJHOHJWHQ�
7KHPHQ�XQG�%HUHLFKHQ�HLQJHVSHLVW�
ZHUGHQ�N|QQHQ���
(EHQIDOOV��EHU�GHQ�QHXHQ�,QWHUQHW�
$XIWULWW�DUEHLWHQ�GLH�9RUVWDQGVPLW�
JOLHGHU�]XVDPPHQ��'DV�ÄYLUWXHOOH�
'36�%�UR³�LVW�LQ�)RUP�HLQHV�YLUWXHO�
OHQ�6FKUHLEWLVFKHV�RUJDQLVLHUW��GHU�
2QOLQH�.RQIHUHQ]HQ�XQG�'DWHQDXV�
WDXVFK�HUP|JOLFKW��VRGDVV�UHJHOUHFK�
WH�9RUVWDQGVVLW]XQJHQ�LP�,QWHUQHW�
GXUFKJHI�KUW�ZHUGHQ�N|QQHQ��(V�LVW�
JHSODQW��YHUVFKLHGHQH�(EHQHQ�GHV�
ÄYLUWXHOOHQ�%�URV³�I�U�0LWJOLHGHU�]X�
|IIQHQ�XQG�GDPLW�GHQ�0LWJOLHGHUVHU�

YLFH�]X�YHUEHV�
VHUQ���
'HU�QHXH�$XIWULWW�
VHW]W�VLFK�DXV�
G\QDPLVFKHQ�XQG�
VWDWLVFKHQ�(OH�
PHQWHQ�]XVDP�
PHQ�XQG�LVW�VR�
NRQ]LSLHUW��GDVV�
HU�UDVFK�DQ�QHX�
HQ�WHFKQLVFKH�
0|JOLFKNHLWHQ�
XQG�.RPPXQLND�
WLRQVHUIRUGHUQLV�
VH�DQJHSDVVW�
ZHUGHQ�NDQQ���

'36�YHUVWlUNW�3UHVVH��XQG�gIIHQWOLFKNHLWVDUEHLW�
Seit etwas mehr als einem halben Jahr, versucht die DPS im Rahmen mit Hilfe von Pressemitteilungen 
die Öffentlichkeitsarbeit zu verstärken. Seit Anfang des Jahres haben die Vorstandsmitglieder und der 
Pressereferent in vier Pressemitteilungen die Position der DPS zu den Themen Landeshaushalt, Pflege-
versicherung, Doppelmoral der SVP in Bezug auf die Bewertung der Positionen von Berlusconi und Eb-
ner sowie zur Aussage von SVP-Obmann Brugger dargelegt, Listenverbindungen seien ein Betrug am 
Wähler.  
In verschiedenen Leserbriefen hat vor allem DPS-Sprecher Karl Berger immer wieder zu aktuellen The-
men Stellung genommen und die Sichtweise der DPS dargelegt. Darüber hinaus hat Pressereferent Mar-
kus Lobis in zwei Gastkommentaren in der „FF“ die Themen „Das Land als Unternehmer“ und „Drohge-
bärden der SVP-Arbeitnehmer schaden den Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Süd-
tirol“ angeschnitten.  
Auf Grund begrenzter Ressourcen können wir zur Zeit nur eine eingeschränkte Pressearbeit durchführen. 
Gleichzeitig muss es uns bewusst sein, das erfolgreiche Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in erster Linie 
auch das Ergebnis kontinuierlicher Arbeit ist.  
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Während bisher das Regionalwahlge-
setz galt, muss sich der Südtiroler 
Landtag aufgrund des neuen Statuts 
ein eigenes Wahlgesetz geben.  
Der Entwurf für dieses Gesetz wurde 
bereits von der Landesregierung ge-
nehmigt und liegt jetzt der Sonder-
kommission des Landtags vor. Diese 
Fassung findet nicht die Zustimmung 
der italienischen Parteien und der Op-
position; um aber die vorgeschriebene 
Zweidrittelmehrheit zu erreichen, ist 
deren weitgehende Zustimmung erfor-
derlich. Man rechnet damit, dass die 
Sonderkommission im Laufe des Mo-
nats Mai mit der Behandlung des Ge-
setzentwurfs beginnen wird. Bis dahin 
muss ein tragfähiger Kompromiss ge-
funden werden. 
Der von der Landesregierung verab-
schiedete Entwurf sieht im Wesentli-
chen die Anwendung des sogenann-
ten Hondt’sche System, das bei der 
Berechnung der Mandate die großen 
Parteien begünstigt. Die SVP würde 
damit 2 Mandate mehr erhalten. Der 
ULIVO ist dagegen und schlägt statt-
dessen die alte Regelung vor, wie sie 
im geltenden Regionalgesetz enthalten 
ist, ergänzt mit der Möglichkeit von Lis-
tenverbindungen. Dieser Gegenent-
wurf wird wiederum von der SVP strikt 

abgelehnt. 
Wie man 
aus einge-
weihten 
Kreisen in 
Erfahrung 
bringen 
konnte, 
könnte ein 
möglicher 
Kompro-
miss so 
aussehen, 
dass eine 
Partei für 
den Einzug 
in den Land-
tag mindes-
tens ein 
Vollmandat 
(z.Zt. = ca. 
2,8% der 
Stimmen) 
erreichen 
muss und 
dass die 
Reststimmen, so wie bisher, prozentu-
ell auf alle Parteien, die mindestens 
ein Vollmandat erzielt haben, aufgeteilt 
werden. 
Es wäre sehr schade, wenn im Gesetz 
die Listenverbindungen nicht vorgese-

hen sein würden. Damit wäre es nicht 
möglich, die oppositionellen Kräfte in 
differenzierter Weise zu Bündnissen 
zusammenzuschließen und damit die 
Demokratie zu stärken. �EHND����

3UHVVHNRQIHUHQ]�GHU�'36�
1HXHV�3URJUDPP�XQG�9RUVWDQGVPLWJOLHGHU�YRUJHVWHOOW�

Am 17. April hat der Vorstand der DPS im Bozner Kolpinghaus im Rahmen einer Pressekonferenz das überarbeitete 
Programm und die Vorstandsmitglieder vorgestellt. Das Interesse bei den Medienvertretern war beachtlich und auch 
die Präsenz in den Medien war überraschend hoch.  
In allen vier Tageszeitungen des Landes erschienen Artikel (in der „Tageszeitung“ und im „Alto Adige“ ausführlich und 
mit Fotos), die Rai hat einen Beitrag im Mittagsmagazin des Senders Bozen gestaltet und in den Radio- und TV-
Nachrichten eine Meldung gebracht, Radio Tirol und Südtirol-Journal haben Interviews mit Karl Berger gesendet und 
die beiden Fernsehsender TV3 und TCA waren mit Kamerateams anwesend. Auch die Nachrichtenagentur ANSA war 
bei der Pressekonferenz mit einem Redakteur vertreten. 
Bei dieser Gelegenheit wurde auch der neue programmatische Slogan (Anders denken. Anders handeln.) präsentiert, 
der in den nächsten Monaten das Erscheinungsbild der DPS prägen wird und den wir untenstehend in einer Version 
wiedergeben. 
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In Südtirol stehen in den nächsten 
Wochen und Monaten gleich zwei 
wichtige und sozusagen „verfas-
sungsgebende“ Gesetzesvorhaben 
an: Zum einen wird am neuen 
Wahlrecht gearbeitet (siehe dazu 
auch den Beitrag von Karl Berger), 
zum anderen muss der Landtag im 
Sinne des reformierten Autonomie-
statutes ein Gesetz zur Regelung 
von Referenden und anderen di-
rektdemokratischen Bürgerbeteili-
gungsverfahren erlassen. Im Land-
tag wurde eine eigene Sonder-
kommission dazu eingerichtet, der 
die Präsidentin des Landtages, A-
lessandra Zendron vorsteht.  

Die Bedeutung der Gesetzesvor-
haben wird von der SVP und den 
nachgeschalteten Medien herun-
tergespielt, da der aktuellen Regie-
rungspartei neue Möglichkeiten der 
Bürgerbeteiligung ein Dorn um Au-
ge sind und sie sich nach Kräften 
dafür einsetzt, die eh 
schon sehr einge-
schränkten Möglich-
keiten der oppositio-
nellen Betätigung mit 
dem Wahl- 

 
 

gesetz weiter einzuschränken und 
es vermeiden will, dass die Dämme 
in Richtung mehr Demokratie bre-
chen.  

Diese Grundtendenz ist vor allem 
beim Gesetz für zur Regelung der 
Referenden zu erkennen. Es ist 
fraglich, ob die Sonderkommission 
des Landtages den nötigen Spiel-
raum für eine demokratisch betonte 
Regelung der Materie hat, zumal 
Landeshauptmann Durnwalder der 
Arbeit der Kommission in gewohnt 
brachialer Art und Weise vorgegrif-
fen hat, und für die Durchführung 
eines Referendums auf Landes-
ebene ein Quorum von 8.000 
Stimmberechtigten vorgegeben 
hat, weil „die Opposition sonst je-
den Tag ein Referendum durchfüh-
ren würde“. Gäbe es bei uns „nor-
male Verhältnisse“ würde es dem 
Vertreter der Exekutive übel ge-
nommen, wenn er sich in dieser Art 

in die Arbeit des Gesetzgebers ein-
mischt.  

Nachdem die Südtiroler Landesre-
gierung die Gesetzgebungsbefug-
nis aber als Hilfswissenschaft der 
Verwaltung ansieht, ist es uns gar 
nicht mehr bewusst, wie offenkun-
dig in Südtirol die klassische Ge-
waltentrennung unterlaufen wird 
und welch schwache Position die 
Bürgerinnen und Bürger in ihrem 
Vertretungsorgan, dem Landtag, 
haben.  

Die Initiative für mehr Demokratie 
hat einen Gesetzentwurf ausgear-
beitet, der der Sonderkommission 
des Landtages und allen beteiligten 
Behörden und Parteien übermittelt 
wird und der auch mit den Bürge-
rinnen und Bürgern eingehend dis-
kutiert werden soll.  

Die DPS unterstützt diesen Diskus-
sionsprozess mit der Durchführung 

entsprechender Veranstal-
tungen in Brixen, Bozen und 
Meran 

(siehe dazu die nebenste-
hende separate Ankündi-
gung). 
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Da die Herausgabe des 
AUFWIND und die Er-
richtung einer INTER-
NET-Seite Geld kostet, 
erlauben wir uns, liebe 
/HVHU,QQHQ, um eine 
6SHQGH zu bitten. 
Gleichzeitig ersuchen 
wir die 0LWJOLHGHU�auch 
um die Zahlung des 
-DKUHVEHLWUDJHV�von  

¼����
Kto: 1.700 

Südt.Sparkasse 
ABI 6045 CAB 11601�

6�GWLUROV�YHUIDVVXQJVJHEHQGH�3KDVH�
:LU�OHEHQ�LQ�HLQHU�ZLFKWLJHQ�GHPRNUDWLHSROLWLVFKHQ�3KDVH�I�U�XQVHU�/DQG�²�XQG�VLQG�XQV�GHVVHQ�QLFKW�EHZXVVW��

9HUDQVWDOWXQJVUHLKH��
'HPRNUDWLH�XQG�%�UJHUEHWHLOLJXQJ�

Nach der intensiven Programmdebatte und der Start-
Pressekonferenz am 17. April gilt es nun, auch die kon-
krete politische Arbeit in Angriff zu nehmen. Da wir uns 
dem Themenkreis „Demokratie und Bürgerbeteiligung“ in 
besonderer Weise verpflichtet fühlen, organisieren wir 
entsprechende Diskussionsabende und zwar in  
 
- %UL[HQ, am 14. Mai 2002, 20.00 Uhr Volksbanksaal 
- 0HUDQ, am 15. Mai 2002, 20.00 Uhr 
- %R]HQ, am 16. Mai 2002, 20.00 Uhr Kolpinghaus 

 
An allen drei Abenden wir Stephan Lausch von der Initia-
tive für mehr Demokratie in die Thematik einleiten und 
dabei vor allem auf das vom Landtag zu erlassende Ge-
setz zur Regelung der Referenden eingehen. 
Am Podium werden wir Vertreter verschiedener Parteien 
(Grüne, Union, Heimatbund, SVP, DPS) und Gäste (Hu-
bert Frasnelli, Hans Heiss, u.a.) begrüßen. Das genaue 
Programm wird den Medien noch übermittelt, bzw. auf 
unserer homepage (www.d-p-s.org) veröffentlicht.  


